
Eckpunkte der Positionierung der Landesregierung Baden-Württemberg 

zu TTIP vom 17. März 2015 

 

Chancen des Abkommens 

1. Mit dem Abschluss der TTIP entstünde die derzeit größte Freihandelszone 

der Welt, in der mehr als 800 Millionen Menschen leben. Aus Sicht der 

Landesregierung bietet eine solche Freihandelszone die Chance, Impulse 

für eine nachhaltige Entwicklung der Wirtschaft in Baden-Württemberg, 

Deutschland, der EU und den USA zu geben. Insbesondere bietet die 

TTIP die Chance, Handelshemmnisse abzubauen und das wirtschaftliche 

Potenzial der transatlantischen Handelsbeziehungen unter Berücksichti-

gung hoher Schutzstandards noch besser auszuschöpfen.   

 

2. Aus Sicht der Landesregierung kann die TTIP einen wichtigen Beitrag leis-

ten, um die Rolle und Stellung der EU in der Welt zu stärken:  

  Obgleich die Landesregierung einen multilateralen Ansatz auf WTO-Ebene 

zur Gestaltung der Globalisierung bevorzugt, begrüßt sie dennoch die 

Möglichkeit, auch mit der TTIP globale Maßstäbe – auch im Hinblick auf 

Schutzvorschriften sowie faire und nachhaltige Handelsregeln – zu schaf-

fen.  

  Insbesondere wenn es darum geht, bei den Verhandlungen der TTIP 

Standards und Regulierungen zu etablieren, die für die globalen Handels-

beziehungen des 21. Jahrhunderts maßgeblich werden könnten, misst die 

Landesregierung der EU eine tragende Rolle bei, dies v.a. 

o mit Blick auf andere derzeit in Verhandlung befindliche Freihandelsab-

kommen (z.B. die Transpazifische Partnerschaft zwischen den USA, 

China und anderen Ländern),  

o angesichts des wirtschaftlichen Aufstiegs und Einflusses einiger 

Schwellenländer (insbesondere Chinas, Indiens und Brasiliens)  

o und der Blockade einer Weiterentwicklung der WTO.  

 

3. Die Landesregierung geht davon aus, dass das Abkommen auch für die 

exportorientierte Wirtschaft Baden-Württembergs substantielle Vorteile 

bringen wird. Für Baden-Württemberg sind die USA wichtigster Export-

partner. Der Abbau nichttarifärer Handelshemmnisse und Zölle durch die 

TTIP – so er nicht zu Lasten der hohen europäischen Qualitätsstandards 

geht – sowie gemeinsame transatlantische Standards bei Regulierungen 

und Zulassungen sind aus Sicht der Landesregierung richtig. Dies betrifft 

etwa unterschiedliche technische Standards und Vorschriften sowie gege-

benenfalls auf die Abschaffung doppelter Test-, Zulassungs- und Zertifizie-
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rungsverfahren, die tatsächlich vergleichbar sind (z.B. Größe von Rück-

spiegeln oder Verfahren zur Messung von Emission). Das Augenmerk soll-

te dabei auf Hemmnisse gerichtet werden, die einer nachhaltigen Entwick-

lung entgegenstehen. 

 

4. Die angestrebte regulatorische Kooperation kann nach dem Dafürhalten 

der Landesregierung dazu beitragen, die Entwicklung neuer Regulierun-

gen besser zu koordinieren bzw. gemeinsam zu gestalten. Das europäi-

sche Vorsorgeprinzip muss dabei ebenso berücksichtigt werden wie de-

mokratische Gesetzgebungsbefugnisse der Mitgliedstaaten und der EU. 

Die Entwicklung gemeinsamer transatlantischer Standards kann gute 

Rahmenbedingungen für Innovationen insbesondere auch im Bereich der 

nachhaltigen Zukunftstechnologien schaffen und damit die Innovationsfä-

higkeit der Unternehmen insgesamt steigern.  

 

Sicherung des bestehenden Schutzniveaus 

5. Die Landesregierung hält es für unerlässlich, dass der Abbau nichttarifärer 

Handelshemmnisse zu keiner Absenkung des Schutzniveaus der EU und 

der Mitgliedstaaten u.a. im Bereich des Verbraucherschutzes, des Sozial-, 

Umwelt-, Klima-, Tier-, Arbeits- und Datenschutzes ebenso wie des Ge-

sundheitsschutzes und der Gesundheitsversorgung sowie beim Schutz der 

geografischen Herkunftsangaben führt. Die Sicherung des Vorsorgeprin-

zips insbesondere im Verbraucherschutz- und Umweltbereich ist zwingend 

geboten. Die parlamentarische Hoheit über die Definition von Standards 

und Zulassungsverfahren muss dabei sichergestellt bleiben. Die Weiter-

entwicklung von EU-Standards darf nicht behindert werden. 

  

6. Darüber hinaus sollen die vorgenannten Schutzniveaus nicht nur im Ein-

klang mit dem Besitzstand der EU und den Rechtsvorschriften der Mit-

gliedstaaten gewahrt werden, sondern diese müssen auch weiter verbes-

sert werden können. Beide Vertragspartner sollten sich verpflichten, inter-

nationale Übereinkünfte und Normen in den Bereichen Umwelt, Arbeit und 

Verbraucherschutz zu beachten und umzusetzen, insbesondere die ILO-

Kernarbeitsnormen und die OECD-Leitsätze für multinationale Unterneh-

men. 

 

7. Die europäischen Regeln für Zulassung und Einfuhr gentechnisch verän-

derter Organismen, das Anwendungsverbot von Hormonen zu Mastzwe-
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cken, sowie die Kennzeichnungspflicht im Lebens- und Futtermittelbereich 

sowie bei Konsumgütern für Transparenz und Entscheidungsfreiheit der 

Verbraucherinnen und Verbraucher müssen ohne Abstriche dauerhaft er-

halten bleiben und gemäß des Vorsorgeprinzips und der Wahlfreiheit der 

Verbraucherinnen und Verbraucher weiterentwickelt werden können. Zum 

Thema Klonen von Tieren, die der Lebensmittelgewinnung dienen, bedarf 

es einer europäischen Regelung, die die Verbraucherschutzbelange in vol-

lem Umfang berücksichtigt. Auch im Chemikalienrecht („REACH“) und im 

Bereich der Nanotechnologie müssen die hohen europäischen Schutz-

standards ausnahmslos gesichert werden. Es muss verbindlich festgelegt 

werden, dass durch eine gegenseitige Anerkennung von Standards die 

bestehenden Regelungen nicht unterlaufen werden können. 

 

Investitionsschutz 

8. Die Landesregierung spricht sich gegen die Aufnahme von speziellen In-

vestitionsschutzvorschriften und Streitbeilegungsmechanismen im Ver-

hältnis Investor und Staat in der TTIP aus. Aus Sicht der Landesregierung 

müssen die bestehenden bilateralen Investitionsschutzabkommen von EU-

Mitgliedsstaaten und die darin enthaltenen intransparenten Schiedsge-

richtsverfahren abgelöst und nach rechtstaatlichen Erfordernissen refor-

miert werden. Die Landesregierung unterstützt daher die Einrichtung eines 

dauerhaften, multilateral legitimierten und rechtsstaatlichen internationalen 

Handelsgerichts, das mit unabhängigen, staatlich finanzierten Berufsrich-

tern besetzt ist, über eine Berufungsinstanz verfügt und dem Prinzip der 

Öffentlichkeit unterliegt.  

 

9. Nach Überzeugung der Landesregierung gewähren sowohl die Mitglied-

staaten der EU als auch die USA Investoren einen hinreichenden Rechts-

schutz vor ihren nationalen Gerichten. Der Hinweis auf teilweise unzu-

reichende nationalstaatliche Justizsysteme innerhalb der EU sollte nicht 

zum Vorwand genommen werden, auf Schiedsgerichte auszuweichen, de-

ren demokratische Legitimation je nach konkreter Zusammensetzung zu-

mindest zweifelhaft sein kann. Vielmehr müssen die nationalen Systeme 

verbessert werden. 

 

10. In jedem Falle muss sichergestellt werden, dass die Handlungsspielräume 

der EU wie auch der Mitgliedstaaten und ihrer Parlamente durch Regelun-

gen zum Investitionsschutz nicht eingeschränkt werden. Das Recht der 
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Vertragsparteien zur Gesetzgebung und Regulierung im öffentlichen Inte-

resse als grundlegendes Prinzip ist unverhandelbar und muss geschützt 

werden. Regelungen zum Investitionsschutz dürften dieses Recht weder 

direkt noch indirekt beeinträchtigen. So muss es den Vertragspartnern 

auch in Zukunft unbenommen bleiben, Gesetze beispielsweise zur Ver-

besserung der Arbeits-, Sozial- und Umweltschutzstandards zu erlassen.  

 

Besondere Interessen des Landes 

Kultur und Medien 

11. Die Landesregierung begrüßt, dass das Verhandlungsmandat  die audiovi-

suellen Dienstleistungen - wie das Kulturgut Film - ausnimmt. Gleichzeitig 

lehnt die Landesregierung ab, dass die TTIP über die bereits eingegange-

nen Verpflichtungen der EU und Deutschlands im Bereich der kulturellen 

Dienstleistungen durch das GATS-Abkommen von 1994 hinausgehen. Die 

Landesregierung hält es für erforderlich, dass Deutschland dies notfalls 

durch eine entsprechende länderspezifische Regelung in der TTIP ge-

währleistet. In diesem Falle fordert die Landesregierung, die Länder voll-

umfänglich einzubeziehen. Denn die Sicherung der mitgliedstaatlichen Kul-

turhoheit obliegt in Deutschland letztlich auch den Ländern (vgl. Beschluss 

Bundesrat (Drs. 463/13) auf Antrag u.a. Baden-Württembergs). 

 

12. Ausnahmeregelungen für den Kultur- und Medienbereich reichen zur Si-

cherstellung des künftigen Politikspielraums allerdings nicht aus, wenn sie 

mit spezifischen Verpflichtungen für andere Sektoren in Konflikt geraten 

und dieser Konflikt erst später deutlich wird. Auch wenn sie technologie-

neutral gefasst sind, bergen sie das Risiko einer späteren Bindung, wo 

dies eigentlich nicht gewünscht ist. Daher hält die Landesregierung in der 

TTIP eine Ausnahmeregelung für den Kultur- und Medienbereich nicht nur 

in der Präambel, sondern auch in Form einer allgemeinen, kapitelübergrei-

fenden Regelung im Abkommenstext für notwendig, die die Möglichkeit 

einräumt, den Rechtsrahmen für den Kultur- und Medienbereich überall 

dort weiterzuentwickeln, wo dies künftig notwendig erscheint. 

 

Öffentliche Daseinsvorsorge 

13. Die Landesregierung hält es für notwendig, die Leistungen der Daseins-

vorsorge einschließlich der Daseinsvorsorgeleistungen der staatlichen 
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Hochschulen und Universitätsklinika vollumfänglich vom Anwendungsbe-

reich der TTIP auszunehmen. In jedem Falle dürfen in der TTIP für 

Deutschland hierzu keine Verpflichtungen übernommen werden. Bisherige 

EU-Vereinbarungen zum Schutz öffentlicher Dienstleistungen dürfen durch 

das Abkommen nicht beeinträchtigt werden.  

 

14. Der umfassende Gestaltungsraum und die Entscheidungsfreiheit der nati-

onalen, regionalen und lokalen Gebietskörperschaften für die Organisation 

der Daseinsvorsorge dürfen durch die TTIP nicht beeinträchtigt werden. 

Die Landesregierung lehnt einen direkten oder indirekten Druck durch die 

TTIP zu weiterer Liberalisierung und Privatisierung öffentlicher Dienstleis-

tungen – etwa im Bereich Bildung, Gesundheit, Wasser, Energie oder Ver-

kehr – ab. In Bezug auf den Bildungsbereich sollte darauf hingewirkt wer-

den, dass keine über den Status quo des GATS-Abkommens von 1994 

hinausgehenden Liberalisierungsverpflichtungen eingegangen werden.  

 

Landwirtschaft und Ernährung 

15. Die überwiegende Struktur der europäischen Landwirtschaft, geprägt von 

kleinen und mittleren an die naturräumlichen Gegebenheiten angepassten 

Familienbetriebe mit einer hohen regionalen Wertschöpfung, darf in den 

Verhandlungen nicht zur Disposition gestellt werden. Die geschützte Ur-

sprungsbezeichnung, die geschützte geografische Angabe und der Schutz 

garantiert traditioneller Spezialitäten sind deshalb nicht verhandelbar.  

 

16. Darüber hinaus muss aufgrund der Betriebsgrößenunterschiede zwischen 

Europa und den USA eine klare Mengenbegrenzung der wechselseitig 

handelbaren Agrarprodukte weiterhin gesichert werden. Denn die Wettbe-

werbsfähigkeit der europäischen Landwirtschaft ist nur dann gegeben, 

wenn ihre Multifunktionalität und ihre daraus erwachsene Verantwortung 

für Umwelt, Natur, Klima, Wasser, Boden, Landschaftsbild, Regionalent-

wicklung und Tourismus auch jenseits des Atlantiks zur Richtschnur und 

Rechtsgrundlage wird.  

 

17. Die hohen europäischen Qualitäts- und Sicherheitsstandards in der ge-

samten Lebensmittelkette dürfen in den Verhandlungen ebenfalls nicht an-

getastet werden. Dazu gehören insbesondere das Pflanzenschutzmittel-

recht, die Futtermittelstandards, Tierschutz und Tierarzneimittelregeln so-
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wie die Lebensmittel- und Futtermittelüberwachung als auch die Veterinär-

kontrolle. 

 

 Umwelt, Klima und Energie 

18. Zwischen der US-amerikanischen und der europäischen Rechts- und Re-

gulierungstradition bestehen grundlegende systematische Unterschiede, 

die eine besondere Vorsicht bei der Gestaltung von TTIP erforderlich ma-

chen. Die Landesregierung hält es darüber hinaus für notwendig, dass die 

TTIP eine Grundlage für eine ambitionierte und möglichst gemeinsame 

Weiterentwicklung des Umweltrechts bietet, um eine nachhaltige Entwick-

lung in den beiden Wirtschaftsräumen zu befördern. 

 

19. Die im internationalen Vergleich gesehen ambitionierten Klimaschutzziele 

der EU sowie ihrer Mitgliedsstaaten und der europäischen Regionen und 

die Instrumente zur Umsetzung dieser Klimaschutzziele dürfen durch die 

TTIP nicht in Frage gestellt oder in ihrer Weiterentwicklung eingeschränkt 

werden. Gleiches gilt für den deutschen Atomausstieg sowie den mittel- 

und langfristig zu vollziehenden weitgehenden Ausstieg aus der Nutzung 

fossiler Energien zur Strom- und Wärmeerzeugung sowie als Kraftstoffe. 

Die TTIP sollte vielmehr eine Einigung auf einen Weltklimavertrag antizi-

pieren und entsprechende Maßnahmen zur Umsetzung ermöglichen. 

 

Transparenz 

20. Während des gesamten Verhandlungsprozesses ist ein Höchstmaß an 

Transparenz herzustellen. Der Bundesrat ist umfassend und zum frühest-

möglichen Zeitpunkt über den Verhandlungsverlauf und die konkreten 

Verhandlungsinhalte zu unterrichten. Die Öffentlichkeit ist in den Diskussi-

onsprozess umfassend einzubeziehen. Den Ergebnissen der Öffentlich-

keitsbeteiligung und Folgenabschätzungen sind bei den TTIP-

Verhandlungen Rechnung zu tragen. Hierdurch soll dem Abkommen eine 

breite gesellschaftliche Legitimation verliehen werden. Die Veröffentli-

chung des Verhandlungsmandats am 9. Oktober 2014 ist ein Schritt in die 

richtige Richtung. Weitere Anstrengungen sind aber erforderlich.  

 

Einrichtung eines TTIP-Beirates der Landesregierung 
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21. Der Ministerrat beschließt die Einrichtung eines TTIP-Beirates der Landes-

regierung unter Vorsitz von Minister Friedrich und je einem stellvertreten-

den Vorsitzenden des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft und des 

Ministeriums für den Ländlichen Raum und Verbraucherschutz. Das 

Staatsministerium wird damit beauftragt, die weiteren Einzelheiten zur Ein-

richtung des Beirates mit den betroffenen Ressorts abzustimmen und dem 

Ministerrat und dem Landtag hierzu zu berichten. 

 


